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Zentralbehörden. 
422. Gemeindeabgaben der Eiſenbahnen. 
- Gemäß 8 45 des Kommunalabgabengeſetzes vom 
4. Juli 1893 (Geſetzſamml. S. 152) wird das 
für die Kommunalbeſteuerung im Steuerſahr 1910 
in Betracht kommende Reineinkommen der geſamten 
preußiſchen Staatseiſenbahnen auf den Betrag von 
N 256 244817 Mk. 
erdurch feſigeſtellt. 
er dieſem Geſamtreineinkommen unterliegen 
2 Verhältniſſe der erwachſenen Ausgaben an 
A r und Löhnen der Beſteuerung durch die 
elligten preußlſchen Gemeinden und ſelbſtändigen 


Gutsbezirke 
232 916976 Mk. 

Berlin, den 25. Juni 1910. 

Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten 
423. Außerkursſetzung d. Fünfzigpfennigſtücke. 
Auf Grund des Artikel 1 Ziffer II des Geſetzes, 
190 0e Aenderungen im Münzweſen, vom 19. Mai 
1 8 (Relchs⸗Geſetzbl. S. 212), hat der Bundesrat 

e nachfolgenden Beſtimmungen getroffen: 

— Die Fünfzigpfennigſtücke der älteren Ge⸗ 
geformen mit der Wertangabe „50 Pfennig“ gelten 

n 1. Oktober 1908 ab nicht mehr als geſetzliches 
Zahlungsmittel. Es ift von dieſem Zeitpunkt ab außer 

mit der Einlöfung beauftragten Kaſſen niemand 
ichtet, dieſe Münzen in Zahlung zu nehmen. 
5 on Fünfzigpfennigſtücke der im § 1 be⸗ 
! 91 a Ar: werben bis zum 80. September 
gel den Reichs⸗ und Landeskaſſen zu ihrem 
geſezlichen Werte ſowohl in Zahlung genommen als 
auch gegen Reichsmünzen umgetauſcht. 

83. Die Verpflichtung zur Annahme und zum 
Umtauſche ($ 2) findet auf durchlöcherte und anders 
a er = 5 e Umlauf im Gewichte ver⸗ 
ringerte ſowie auf verfälſchte Münzſtücke keine unw 

Berlin, den 27. Jun 1908, — 755 

Der Reichskanzler. 
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Negierungspräſtdent. 
424. Kleinbahn Fürſtenwalde Wriezen. 
Auf Ihren Bericht vom 6. Juni 1910 will Ich 
den Kreiſen Lebus (im Regierungsbezirk Frankfurta. O.) 
und Oberbarnim (im Regterungsbezirk Potsdam), 
welche die Genehmigung zum Bau und Betriebe 
einer Kleinbahn von Fürſtenwalde über Golzow 
nach Wriezen mit Abzweigungen von Haſenfelde / 
Arensdorf nach Müncheberg und von Friedrichsaue 
nach Genſchmar und mit Hafenanſchlüſſen in Kienitz 
und Groß⸗Neuendorf erhalten haben, das Ent« 
eignungsrecht zur Entziehung und zur dauernden 
Beſchränkung des für dieſe Anlagen innerhalb ihres 
Gebiets in Anſpruch zu nehmenden Grundeigentums 
verleihen. Die eingereichte Karte erfolgt zurück. 
Neues Palais, den 20. Juni 1910. 
gez. Wilhelm R. 
gegengez. v. Breitenbach. 


An den Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 


Veröffentlicht 
Frankfurt a. O., den 7. Juli 1910. 
I B. 2010. Der Regierungspräſident. 


425. Anordnung betr. Ausverkaufsweſen. 

Auf Grund der 88 7 Abſatz 2 und 9 Abſatz 2 
des Geſetzes gegen den unlauteren Wettbewerb vom 
7. Juni 1909 (RG Bl. S. 499) ordne ich nach An⸗ 
hörung der zuſtändigen geſetzlichen Gewerbe⸗ und 
Handelsvertretungen für den Umfang des Regierungs⸗ 
bezirkes Frankfurt a. O. folgendes an: 

1. Wer den Ausverkauf von Bekleidungs⸗ und 
Textilwaren, Nahrungs⸗ und Genußmitteln, Haus⸗ 
und Wirtſchaftsartikeln, Spiel⸗, Galanterie⸗ und 
Luxuswaren, von Möbeln, Papier, Papp⸗ und Pa⸗ 
pierwaren, Eiſen⸗ und ſonſtigen Metallwaren, von 
Uhren, Gold⸗, Silber⸗ und anderen Juwelierwaren 
ankündigt, iſt gehalten, hiervon zuvor der Handels⸗ 
kammer unter Angabe des Grundes des Aus⸗ 
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verkaufs und des Zeitpunktes feines Beginnes An⸗ 
zeige zu erſtatten ſowie ein vollſtändiges und über⸗ 
ſichtliches Verzeichnis von Art und Menge der aus⸗ 
zuverkaufenden Waren einzureichen. 

Der Ankündigung eines Ausverkaufs ſteht jede 
ſonſtige Ankündigung gleich, die den Verkauf der 
vorbezeichneten Waren wegen Beendigung des Ge⸗ 
ſchäftsbetriebs, Aufgabe einer einzelnen Waren⸗ 
gattung oder Räumung eines beſtimmten Waren- 
vorrats aus dem vorhandenen Beſtande betrifft (8 9 
Abſatz 1 des Geſetzes). 

Die in Abſatz 1 vorgeſchriebene Verpflichtung gilt 
in gleicher Weiſe ohne Unterſchied der Waren für 
die Ankündigung von ſolchen Ausverkäufen, die nach 
Art eines Warenlagers außerhalb der ordentlichen 
Betriebsräume veranſtaltet werden. 


Die Anzeige, die Vor⸗ und Zunamen, Firma und 
Wohnort des Ankündigenden enthalten muß, iſt vor 
der Ankündigung des Ausverkaufs und mindeſtens 
zwei Wochen vor ſeinem Beginn zu erſtatten; das 
Verzeichnis der Waren iſt mindeſtens eine Woche 
vor dem Beginn des Ausverkaufs einzureichen. Die 
Handelskammer kann aus beſonderen Gründen (Ver⸗ 
derben der Waren, Gefahr im Verzuge uſw.) eine 
Abkürzung dieſer Friſten zulaſſen. 

Die Handelskammer hat von der Anzeige unver⸗ 
züglich der Ortspolizeibehörde des Ortes, in dem der 
Ausverkauf ſtatifinden ſoll, und, wenn nötig, auch der 
Handwerkskammer Mitteilung zu machen; 17 gleiche 
gilt von der zugelaſſenen Abkürzung den Friſten. 
Erforderlichenfalls nimmt die Handelskammer zur 
Durchführung ihrer Obliegenheiten die Mitwirkung 
der Ortspolizeibehörde in Anſpruch. 

Die Einficht in das Verzeichnis iſt jedem geſtattet. 


2. Auf Saiſon⸗ und Inventurausverkäufe, die in 
der Ankündigung als ſolche bezeichnet werden und 
im ordentlichen Geſchäftsverkehre üblich ſind, finden 
die Vorſchriften unter Ziffer 1 keine Anwendung. 

Für dieſe Saiſon⸗ und Inventurausverkäufe gelten 
vielmehr nachſtehende beſondere Beſtimmungen: 

Niemand darf in einem Geſchäfte innerhalb eines 
Kalenderjahres im ganzen mehr wie zwei Aus⸗ 
verkäufe veranſtalten. Die Ausverkäufe ſind nur 
in der Zeit vom 1. Januar bis einſchließlich 
15. Februar und vom 1. Juli bis einſchließlich 
15. Auguſt ſtatthaft. 

Die Dauer eines jeden Ausverkaufs darf einen 
Zeitraum von je zwei Wochen nicht überſchreiten; 
die Beſtimmung des Beginns des Ausverkaufs 
innerhalb der bezeichneten Zeiträume iſt dem Ver⸗ 
käufer überlaſſen. 


3. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Anordnung 
und unrichtige Angaben bei Befolgung der Be⸗ 
ſtimmungen unter Ziffer 1 werden nach 8 10 
Ziffer 2 und 3 des Geſetzes mit Geldſtrafe bis zu 
150 Mark oder Haft beſtraft. 


4. Dieſe Anordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Veröffentlichung in Kraft. 

Frankfurt a. O., den 12. Juli 1910. 

IBg. 2879. Der Regierungspräſident. von Schwerin. 
426. Krankheiten in Kurorten. 

Es iſt von ſachverſtändiger Seite mehrfach in An⸗ 
regung gebracht worden, das Königliche Staats⸗ 
miniſterium möge auf Grund der 85 5, 7 und 11 
des Geſetzes, betreffend die Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten, vom 28. Auguſt 1905 (G. S. S. 378) 
die in den 89 1 bis 4, 6 Abſ. 1 und 8 8 des 
Geſetzes enthaltenen Beſtimmungen über die Anzeige⸗ 
pflicht, die Ermittelung und die Schutzmaßregeln in 
allen Orten, die Fremde zum Gebrauche ihrer natür⸗ 
lichen oder künſtlichen Kurmittel einladen oder zu⸗ 
laſſen — Kur⸗ oder Badeorten —, für die Zeit der 
Kur⸗ oder Badeſaiſon auf Keuchhuſten oder Maſern 
ausdehnen, wenn und ſolange dieſe Krankheiten dort 
in epldemiſcher Verbreitung auftreten. 

Eine generelle Anordnung dleſer Maßregel erſcheint 
geſetzlich nicht zuläſſig. 

Damit jedoch den unleugbaren Gefahren, welche 
der Ausbruch einer der beiden genannten Krankheiten 
in einem Kur⸗ oder Badeorte für die Kinderwelt im 
Gefolge hat, womöglich vorgebeugt, jedenfalls aber 
rechtzeitig tatkräftig entgegengetreten werden möge, 
erſuche ich die Herren Landräte, Oberbürgermeiſter 
und Kreisärzte unter Bezugnahme auf die Rund⸗ 
verfügung vom 29. 4. 07 — I A. 3358 — den 
Ausbruch von Keuchhuſten und Maſern in einem 
Kurs oder Badeort mir unverzüglich, gegebenenfalls 
telegraphiſch, anzuzeigen, damit beim Herrn Miniſter 
die Ausdehnung der Anzeigepflicht pp. auf die Krank⸗ 
heit für den betreffenden Ort beantragt werden kann. 

Frankfurt a. O., den 5. Juli 1910. 

I A. 3054. Der Regierungspräſtdent. 
427. Ankauf von Polizeihunden. 

Ich weiſe erneut darauf hin, daß es im Intreſſe 
der Kreiſe liegt, Polizeihunde erſt dann anzukaufen, 
wenn die Gendarme, die die Hunde führen ſollen, 
zum Ausbildungskurſus kommandiert find. 

Frankfurt a. O., den 6. Juli 1910. 

IM. 412. Der Regierungspräſident. 
428. Kraftfahrzeug⸗Führerſchein. 

Die Ortspolizeibehörden erſuche ich, bei 
Vorlage von Anträgen auf Erteilung von Führer⸗ 
ſcheinen für Kraftfahrzeugführer ſtets anzugeben, ob 
es ſich um eine Erneuerung des Führerſcheins oder, 
um die erſtmalige Ausſtellung eines ſolchen handelt. 
Im erſteren Falle ſind die beſonderen Beſtimmungen 
(Ziffer VII der Anl. B zu 8 14 der Verordnung 
über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen vom 3. 2. 
1910 — RGBl. S. 437) genau zu beachten. 

Frankfurt a. O., den 6. Jult 1910. 

I A. 3153. Der Regierungspräſident. 
429. Acetylenanlagen 1c. 

In der Polizeiverordnung, betreffend die Herſtellung, 

Aufbewahrung und Verwendung von Acetplen, ſowie 
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die Lagerung von Karbid, SMBl. 1906 S. 169) 
ſind beſondere Beſtimmungen über die Freizügigkeit 
beweglicher Apparate über 2 kg Füllung nicht getroffen. 
Dieſe Lücke wird in dem neuen, gegenwärtig den 
Bundesregierungen vorliegenden Entwurfe zur Ab⸗ 
änderung der Polizeiverordnung beſeitigt. Die einzige 
auf bewegliche Apparate dieſer Art bezügliche 
Beſtimmung der beſtehenden Polizeiverordnung, die 
mit Rückſicht auf die in Schaubuden, Karuſſells 
und dergl. benutzten beweglichen Apparate getroffen 
worden iſt, befindet ſich im 82 Abſ. 2. 

Mit Rückſicht auf die zunehmende Verwendung 
beweglicher Apparate zu Schweißzwecken und die 
Erſchwerung, die der Industrie aus der Meldepflicht 
und jedesmal erneuten Prüfung der Apparate nach 
$ 1 der Polizeiverordnung erwachſen, erſcheint es 
jedoch geboten, ſchon jetzt Erleichterungen hinſichtlich 
er Anmeldung und Prüfung der beweglichen 
Apparate mit größerer Füllung als 2 kg eintreten 
zu laſſen. Entſprechend dem Entwurfe der neuen 
Polizeiverordnung wird bei beweglichen Apparaten 
zur Metallbearbeitung mittels Heizbrenner bis zu 
einer einmaligen Füllung von 10 kg Karbid, deren 
Syſtem vom Deutſchen Acetylenverein im Betriebe 
geprüft und von mir unter Erteilung einer laufen⸗ 
den Typennummer beſonders zu dieſem Zwecke zu⸗ 
gelaſſen worden iſt, von der wiederholten Anzeige 
bei ihrer dn Inbetriebſetzung in dem 
Bezirk anderer rtspoltzeibehörden als der des 
Wobnortes ihres Beſttzers abzuſehen ſein, wenn 
letzterer vor der erſtmaligen Inbetriebſetzung die 


ift, der Ortspofizeibehörbe ſeines Wohnſttzes erſtattet 
Dieſe Papiere ſind mit der Beſtätigung der 


erfolgter A 
Sachverſtändigen zu veranla ſſen fein. 
Berlin, den 18. Juni 1909. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
J. Nr. III. 2873, Im Auftrage: Dr. Neuhaus. 


Auf Grund des vorſtehenden Erlaſſes iſt der vom 
Deutſchen Acetylenverein unter Nr. 37 mit einem 


Typenzeugnitz verſehene Acetylena arat „Autogen“ 
der Firma Heime & Hans ere in Yale N 5. 
einer Betriebsprüfun unterzogen worden. Der 
Apparat hat ſich dabel als zuverläſſig erwieſen; er 
kann daher entſprechend vorbezeichnetem Erlaß bis 
zur Größe von 10 kg Füllung bei der Benutzung 
im Freien an wechſelnden Betriebsſtätten, auch wenn 
dieſe nicht in demſelben Ortspolizeibezirke liegen, 


ohne wiederholte Anzeige bei der Ortspolizeibehörde 
zugelaſſen werden, wenn erſtmalig der Ortspolizei⸗ 
behörde des Wohnſitzes des Eigentümers die Anzeige 
erſtattet worden iſt. Zur Identifizierung erhält 
jeder Apparat ein Schild, das die Bezeichnung der 
Firma, das Jahr der Anfertigung, den nutzbaren 
Inhalt des Gasbehälters, die größte Leiſtungs⸗ 
fahigkeit in Liter⸗Stundenverbrauch und die Tupen⸗ 
nummer AI trägt. Das Schild wird am Apparat 
mit Zinntropfen befeſtigt, deren Stempelung vom 
Keſſelverein in Halle mit dem Adlerſtempel erfolgt. 

Frankfurt a. O., den 25. Juni 1910. 

I Bg. 2590. Der Regierungspräſident. 
430. Photographengewerbe in Cottbus. 

I. Auf Grund des § 105 e Abſ. 1 der Reichs⸗ 
Gewerbe⸗Ordnung wird für die Stadtgemeinde 
Cotibus in Abänderung der Bekanntmachung vom 
16. März 1895 zu K Ziffer 2, „Photographiſche 
Anſtalten“ (Ertrabeilage zum A. Bl. Stück 14, 1895) 
hiermit vorgeſchrieben: Es wird die Beſchäftigung 
von Arbeitern geſtattet: 

a) an den letzten vier Sonnto gen vor Weihnachten 
zum Zwecke der Aufnahme von Porträts, des 
Kopierens und Retuſchlerens für 10 Stunden bis 
ſpäteſtens 7 Uhr abendt, 

b) an allen übrigen Sonn⸗ und Feſttagen zum 
Zwecke der Aufnahme von Porträts während des 
ganzen Jahres nur bis um 2 Uhr nachmittags. 

Die Ausnahme unter b findet keine Anwendung 
auf den erſten Weihnachts⸗, Oſter⸗ und Pfingſtfeiertag. 

edingung: 

Wenn die Sonntagsarbeiten länger als drei 
Stunden dauern, ſo ſind die Arbeiter entweder an 
jedem dritten Sonntage für volle 36 Stunden oder 
an jedem zweiten Sonfitage mindeſtens in der Zeit 
von 6 Uhr morgens bis 6 Uhr abends oder in 
jeder Woche während der zweiten Hälfte eines 
Arbeitstages, und zwar ſpäteſtens von 1 Uhr nach⸗ 
mittags ab, von jeder Arbeit freizulaſſen. Wenn 
die Arbeiter durch die Sonntagsarbeiten am Beſuche 
des Gottesdienſtes behindert werden, iſt ihnen an 
ledem dritten Sonntage die zum Beſuch des Gottes⸗ 
dienſtes erforderliche Zeit freizugeben. 

Dieſe Vorſchrift tritt mit dem Tage ihrer Ver⸗ 
öffentlichung in Kraft. 


II. Auf Antrag von mehr als zwei Dritteln der 
beteiligten Gewerbetreibenden wird gemäß 8 41 b 
der RGO. für die Stadtgemeinde Cottbus vor⸗ 
geſchrieben, daß an Sonn⸗ und Feſttagen im 
photographiſchen Gewerbe ein Betrieb nur infomeit 
ftattfinden darf, als Ausnahmen von den im 8 105b 
Abſ. 1 RED. getroffenen Beſtimmungen durch meine 
Bekanntmachung vom heutigen Tage zugelaſſen find, 

Danach hat fortan, mit Ausnahme der letzten vier 
Sonntage vor Weihnachten, an Sonn- und Feſt⸗ 
tagen in Cottbus in den photographiſchen Anſtalten 
um 2 Uhr nachmittags völliger Geſchäftsſchluß ein⸗ 
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zutreten, dergeſtalt, daß auch die Arbeitgeber nur 
bis dahin tätig ſein dürfen. 

Dieſe Vorſchrift tritt mit dem Tage ihrer Ver⸗ 
öffentlichung in Kraft. 

Frankfurt a. O., den 5. Juli 1910. 

I. Bg. 2348. Der Regierungspräſident. 

Lehrerſtellen. 

431. Kr. Guben: Schenkendöbern L., 15. 7. 
Kr. Königsberg Nm.: Bellinchen K. u. 1. L., 1. 10., 
Zellin 3. L., 1. 10. Kr. Landsberg a. W.: Kernein 
K. u. L., 1. 10. Kr. Lebus: Brieſen 3. L., 1. 10. 
Kr. Sorau: Kunzendorf K. u. L., 1. 10., Nieder⸗ 
Ullersdorf Lehrerinſtelle, 1. 10., Sacro Lehrerinſtelle, 
1. 10. Kr. Spremberg: Neuwelzow Lehrerinſtelle, 
bald, Welzow 5. L., 1. 10., Wolkenberg K. u. L., 
ſofort. Züllichau: Stentſch 2. L., 1. 10. 

Bewerbungen ſind an die Königliche Regierung, 

Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen zu richten. 

Nichtamtliches. 

432. Gemäß den Vorſchriften des Allerhöchſten 
Erlaſſes vom 15. Februar 1858 und des mittels 
Allerhöchſten Erlaſſes vom 7. Dezember 1848 
genehmigten Regulativs (Geſetz⸗Samml. 1858 ©. 37, 
1849 S. 76) ſoll der auf den Namen des Gutes 
Beelitz, Kreis Sternberg, lautende 

3½ prozentige Kur⸗ und Neumärkiſche ältere 
Pfandbrief Nr. 29197 über 1000 Rtlr. Rurant 
in dem nächſten Zinstermine 

Weihnachten 1910 
von dem Ritterſchaftlichen Kredit⸗Inſtitut durch Bar⸗ 
zahlung des Nennwertes eingelöſt werden. 

Wir fordern daher den Inhaber auf, den gedachten 
Pfandbrief nebſt den entſprechenden Zinsſcheinen — 
ſoweit dieſe vorausgereicht und noch nicht fällig find — 
ſowie der Zinsſchelnanweiſung e an unſere 
Haupt⸗Ritterſchafts⸗Kaſſe hierſelbſt, Wilhelmplatz Nr. 6, 
einzuliefern, widrigenfalls der ſäumige Inhaber mit 
den in dem Pfandbriefe ausgedrückten Rechten, ins⸗ 
beſondere mit dem der Spezial⸗Hypothek ausgeſchloſſen 
und mit ſeinen Anſprüchen auf den hinterlegten 
Barbetrag verwieſen werden wird. 

Ueber die erfolgte Einlieferung wird von der 
Haupt Ritterſchafts⸗Direktion eine Beſcheinigungerteilt 
und gegen Rückgabe dieſer im Verfall⸗Termin die 
Kapitalzahlung ſeitens unſerer Haupt⸗Ritterſchafts⸗ 
Kaſſe geleiſtet. 

Für nicht eingelieferte Zinsſcheine wird der gleiche 
Betrag am Kapital gekürzt, um weiterhin zur Ein⸗ 
löfung dieſer fehlenden Zinsſcheine verwendet zu 
werden. 

Wenn der gekündigte Pfandbrief längſtens bis zum 

1. Februar 1911 
nicht eingeliefert worden iſt, ſo wird deſſen ver⸗ 
anſchaffter Barbetrag auf Gefahr und Koſten des 
ſäumigen Pfandbriefs⸗Inhabers bei der Verwahrungs⸗ 
ſtelle des Ritterſchaftlichen Kredit⸗Inſtituts hinter⸗ 


legt und die vorſtehend angedrohte Ausſchließung 
und Verweiſung durch einen Beſchluß feſtgeſetzt worden. 

Berlin, den 5. Juli 1910. 

Kur⸗ und Neumärkiſche Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direktion. 
von Buch. 
433. Bekanntmachung 
wegen Ausreichung neuer Zinsſcheine zu den Kur⸗ 
und Neumärkiſchen älteren Pfandbriefen. 

Vom 15. Auguſt 1910 ab wird die neue Zins⸗ 
ſchein- Reihe nebſt den Zinsſchein⸗Anweiſungen zur 
Abhebung der folgenden Reihe für den zehnjährigen 
Zeitraum vom 1. Juli 1910 bis 30. Juni 1920 
zu den Kur- und Neumärkiſchen älteren (auf den 
Gutsnamen lautenden) Pfandbriefen gegen Rückgabe 
der betreffenden älteren Zinsſchein⸗Anweiſungen an 
die Inhaber der letzteren bei der Kur⸗ und Neu⸗ 
märkiſchen Ritterſchaftlichen Darlehnskaſſe hierſelbſt 
(Wilhelmplatz Nr. 6, Eingang Mohrenſtraße) täglich 
— mit Ausnahme der Sonn. und Feiertage — in 
den Vormittagsſtunden von 9 bis 12 Uhr koſtenfrei 
ausgehändigt werden. 

Zu dieſem Zwecke find die älteren Zinsſchein⸗ 
Anweiſungen bei der gedachten Kaſſe mit einem 
vom Einreicher nach der laufenden Zahlenfolge der 
Pfandbriefsnummern, ohne Rückſicht auf Kapital, 
Münzſorte und Zinsfuß geordneten, nach dem Kapital⸗ 
betrage aufgerechneten und unterſchriebenen einfachen 
Verzeichnis einzureichen, worüber, falls die Aus⸗ 
reichung der neuen Zinsſcheine nebſt Zinsſchein⸗ 
Anweiſungen nicht Zug um Zug erfolgt, eine Emp⸗ 
fangsbeſcheinigung erteilt wird. Gedruckte Muſter 
zu dieſem Verzeichnis können bei der bezeichneten 
Kaſſe unentgeltlich entnommen werden, und wird 
dieſelbe die neuen Zinsſcheine nebſt Zinsſchein⸗ 
Anweiſungen binnen längſtens 8 Tagen nach Aus⸗ 
ſtellung der Empfangsbeſcheinigung gegen deren 
Rückgabe ausreichen. 

Poſtſendungen mit Zinsſchein⸗Anweiſungen müſſen 
portofrei eingehen; die Zuſendung der neuen Zins⸗ 
ſcheine nebſt Zinsſchein⸗Anweiſungen durch die Poſt 
erfolgt mittelſt eingeſchriebener Briefe auf Gefahr 
und Koſten des Antragſtellers. Nur auf beſonderes 
Verlangen des letzteren tritt eine Wertsangabe ein. 

Im Falle vor Ausreichung der neuen Zinsſchein⸗ 
Reihe hiergegen Widerſpruch erhoben wird, findet 
die Ausreichung nur an den Pfandbriefs⸗Inhaber 
gegen Vorzeigung des Pfandbriefes und Ausſtellung 
beſonderer Empfangsbeſcheinigung ſtatt. 

Berlin, den 25. Juni 1910. 

Kur- und Neumärkiſche Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direktion. 
von Buch. 
434. Nachtrag 3 zum Tarif der Müncheberger 
Kleinbahn, gültig vom 1. April 1910 ab. 

Auf Seite 7 des Tarifs iſt der Abſaß 3 der Zus 
fagbeittmmung zu 8 63 der Verkehrsordnung zu 
ſtreichen. Der Betriebedirektor. 
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